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Die neue Europäische Kommission ist seit dem 01. November
2014 im Amt – Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker legt
in seinen Politischen Leitlinien Ziele der Europä ischen Kommis-
sion für die Jahre 2014 – 2020 vor

In der ersten Ausgabe der EU-Informatio-
nen vom Mai 2014 haben wir vor dem Hin-
tergrund der Europawahlen ausführlich das

Europäische Parlament (EP) als einzig direkt gewähltes EU-Organ mit seinen
Rechten und Kompetenzen sowie seiner Stellung im Gefüge der EU-Organe
vorgestellt. Ich freue mich, dass die Wahlbeteiligung bei den Europawahlen für
den Rhein-Kreis Neuss mit 52,5 % über dem Bundesdurchschnitt (48,1 %) und
sogar um 10,5 % höher als 2009 lag und verbinde damit die Hoffnung, dass
auch die vielen Veranstaltungen und Informationen unseres Europe Direct In-
formationszentrums Mittlerer Niederrhein im Vorfeld der Wahlen zu diesem Ergebnis beigetragen haben.

Das Europäische Parlament hat mit seiner konstituierenden Sitzung am 01. Juli 2014 seine Arbeit aufgenom-
men und Martin Schulz erneut zum Präsidenten für die kommenden 2 ½ Jahre gewählt. Er sagte in seiner Er-
öffnungsrede kurz nach der Wahl, es sei eine große Ehre, der erste in seinem Amt wiedergewählte Präsident
des Europäischen Parlaments zu sein (Martin Schulz war bereits vom 17.01.2012 bis 30.06.2014 Präsident des
EP); er werde die Verpflichtung ernst nehmen, denn das EP sei das Herz der Demokratie in der Europä ischen
Union mit der Aufgabe, Gesetzgebung anzunehmen und ihre Umsetzung zu überwachen. 

Das Initiativrecht für „Gesetze“ hat zurzeit noch ausschließlich die Europäische Kommission, die sozusagen die
Exekutive im Gefüge der EU-Organe darstellt. Die meisten Gesetze und Programme können aber nur im Zu-
sammenspiel mit dem Europäischen Parlament beschlossen werden. Beide Organe – Europäisches Parlament
und Europäische Kommission – haben daher schon unter der Führung des früheren Kommissionspräsidenten
Barroso eine strategische Partnerschaft aufgebaut. 

Eine erste wichtige Aufgabe der Europaabgeordneten war die Wahl der neuen Europäischen Kommission. Die
fünfjährige Amtszeit des bisherigen Kommissionspräsidenten José Manuel Barroso und seiner 27 Kommissare
endete am 31.10.2014. Sein Nachfolger, Jean-Claude Juncker, hatte sich am 15. Juni 2014 mit der Vorstellung
seiner Politischen Leitlinien dem EP vorgestellt und war auf dieser Grundlage mit breiter Mehrheit zum neuen
Kommissionspräsidenten gewählt worden. Die anderen 27 Kommissare mussten sich in den vergangenen Wo-
chen den intensiven Befragungen der Fachausschüsse des EP stellen und wurden am 22. Oktober 2014 zu-
sammen mit Juncker von den Europaabgeordneten mit breiter Mehrheit von 423 Stimmen gewählt, die Staats-
und Regierungschefs bestätigten diese Wahl auf ihrem Gipfeltreffen in Brüssel am 23. Oktober 2014.

In dieser Ausgabe der EU-Informationen möchten wir Ihnen die neue Europäische Kommission mit ihren Mit-
gliedern und ihrer Struktur sowie Arbeitsweise vorstellen. Zugleich wollen wir Sie über die Arbeitsschwer-
punkte und Ziele der Europäischen Kommission, sowie wie Sie Jean-Claude Juncker in seinen „Politischen Leit-
linien“ dargelegt hat, informieren und ihnen damit die Möglichkeit geben, die kommenden Entwicklungen auf
europäischer Ebene und deren Umsetzung in Deutschland besser verfolgen zu können. 

Hans-Jürgen Petrauschke · Landrat des Rhein-Kreises Neuss



Die neue Europäische Kommission unter
Jean-Claude Juncker hat ihre Arbeit aufge-
nommen.

I. Wahl und Zusammensetzung der Europä -
ischen Kommission

Die neue Europäische Kommission hat unter ihrem
Präsidenten, dem früheren luxemburgischen Mi-
nisterpräsidenten, Jean-Claude Juncker, am 01.
November 2014 ihre Arbeit aufgenommen und
wird nun für fünf Jahre bis zum 31. Oktober 2019
im Amt sein. Die neue Kommission setzt sich aus
20 KommissarInnen und sieben Vize-Präsidenten
zusammen, sowie dem Präsidenten, Jean-Claude
Juncker, der damit „Vorsitzender“ der Europäi-
schen Kommission ist. Die gesamte Europäische
Kommission war am 23. Oktober 2014 von den
Staats- und Regierungschefs auf ihrem Gipfel in
Brüssel bestätigt worden. Zuvor mussten sich alle
designierten Kommissare einer Anhörung des je-
weiligen Fachausschusses des Europäischen Parla-
ments stellen. Das Europäische Parlament hatte
nach den Anhörungen die neue Kommission am
22. Oktober 2014 mit einer breiten Mehrheit von
423 (von 751) Stimmen gewählt.

Jean-Claude Juncker selbst hatte sich am 15. Juli
2015 mit seinen Politischen Leitlinien für die
Arbeit der Europäischen Kommission in den kom-
menden fünf Jahren dem Europäischen Parlament
vorgestellt und war auf dieser Grundlage mit 422
Stimmen zum neuen Präsidenten der Europäi-
schen Kommission gewählt worden.

Die neue Kommission ist hochkarätig besetzt, sie
setzt sich aus fünf ehemaligen Ministerpräsiden-
ten, vier ehemaligen stellvertretenden Ministerprä-
sidenten, 19 ehemaligen Ministern, sieben ehema-
ligen KommissarInnen und acht ehemaligen
Mitgliedern des Europäischen Parlaments zusam-
men. Von den 28 KommissarInnen sind 19 Männer
und neun Frauen, womit Jean-Claude Juncker sein
Ziel erreicht hat, dass ein Drittel der Kommissare
weiblich sind, von den sieben Vize-Präsidenten
sind 3 Frauen. Von den 27 KommissarInnen haben
11 einen soliden Hintergrund in den Bereichen
Wirtschaft und Finanzen und acht umfassende Er-
fahrungen in der Außenpolitik.

In seiner Rede vom 10. September 2014
hatte Jean-Claude Juncker die Mitglieder

der neuen Kommission und die Ressortver-
teilung vorgestellt.  

Das neue Kollegium wird sieben VizepräsidentIn-
nen haben: sechs VizepräsidentInnen und die
Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicher-
heitspolitik (Federica Mogherini). Jeder von ihnen
leitet ein Projektteam. Die VizepräsidentInnen
werden die Arbeit einer Reihe von Kommissaren
leiten und koordinieren, wobei sich die Zuordnung
der Kommissare ändern kann, wenn die Entwick-
lung neuer Projekte dies im Laufe der Zeit erfor-
dern sollte. Nur wenn die Vize-PräsidentInnen ent-
scheiden, dass ein Thema aufgegriffen werden
soll, wird Jean-Claude Juncker die entsprechende
Initiative annehmen.

Der Zuschnitt der Projektteams trägt den Politi-
schen Leitlinien Rechnung. So gibt es zum Beispiel
die Projektteams „Arbeitsplätze, Wachstum, Inves-
tition und Wettbewerbsfähigkeit“, „Digitaler Bin-
nenmarkt“ und „Energieunion“. 

II. Wichtige Neuerungen

Ein Erster Vizepräsident (der Niederländer
Frans Timmermans) wird die rechte Hand des
Präsidenten sein. Erstmals wird es einen EU-Kom-
missar für Fragen der besseren Rechtsetzung
geben, der sicherstellt, dass jeder Kommissions-
vorschlag wirklich erforderlich und nur auf Ziele
ausgerichtet ist, die nicht durch die Mitgliedstaa-
ten besser erreicht werden könnte. Der Erste Vize-
präsident wird zudem eine Art Wächterfunktion
haben und über die in der Grundrechtecharta ver-
ankerten Werte und die Rechtsstaatlichkeit in allen
Tätigkeiten der Kommission wachen.

Das neue Ressort Binnenmarkt, Industrie,
Unternehmertum und KMU (unter Elžbieta
Bieńkowska) soll die Schaltzentrale der Realwirt-
schaft werden. Erstmals werden auch die kleinen
und mittleren Unternehmen, die das Rückgrat der
europäischen Wirtschaft bilden, ausdrücklich ge-
nannt.

Das neue Ressort Wirtschafts- und Finanz-
angelegenheiten, Steuern und Zoll (unter
Pierre Moscovici) wird dafür Sorge tragen, dass die
Unionspolitik in den Bereichen Steuern und Zoll
fester Bestandteil einer vertieften und echten Wirt-
schafts- und Währungsunion wird und zum
 reibungslosen Funktionieren des allgemeinen Rah-
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mens der EU für die wirtschaftspolitische Steue-
rung beiträgt.

Es wurde ein starkes Verbraucherressort ge-
schaffen. Die Verbraucherpolitik ist nicht mehr auf
verschiedene Portfolios verstreut, sondern spielt
gebündelt eine wichtige Rolle im Portfolio der EU-
Kommissarin für Justiz, Verbraucher und Gleich-
stellung (Věra Jourová).

Wie der designierte Kommissionspräsident in sei-
ner Rede vor dem Europäischen Parlament am 15.
Juli ankündigte, hat er ein Ressort für Migration
(unter Dimitris Avramopoulos) geschaffen, um ge-
zielt eine neue Migrationspolitik voranzubringen,
die zum einen energische Maßnahmen gegen un-
geregelte Zuwanderung vorsieht und zum anderen
Europa für hochqualifizierte Fachkräfte attraktiver
machen soll.

Eine Reihe von Portfolios wurde neu zusam-
mengestellt und gestrafft. So wurden die Be-
reiche Umweltschutz, Meerespolitik und Fischerei
zusammengelegt (unter Karmenu Vella), um das
„blaue“ und das „grüne“ Wachstum zusammenzu-
führen. Umweltschutz und der Schutz der Meere
sollen eine entscheidende Rolle spielen, wenn es
um die Schaffung von Arbeitsplätzen, den scho-
nenden Umgang mit Ressourcen und die Wachs-
tums- und Investitionsförderung geht. Umwelt-
schutz und die Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit
sollen Hand in Hand gehen, denn bei beidem geht
es um eine nachhaltige Zukunft. Von denselben Er-
wägungen wurde die Entscheidung bestimmt, ein
Kommissionsmitglied mit den Bereichen Klimapoli-
tik und Energie zu betrauen (unter Miguel Arias
Cañete). Den Anteil der erneuerbaren Energien zu
erhöhen, ist nicht nur eine Frage verantwortungs-
voller Politik zur Bewältigung des Klimawandels,
sondern auch in der Industriepolitik unerlässlich,
wenn Europa sicherstellen will, dass mittelfristig
erschwingliche Energien zur Verfügung stehen,
sagte Juncker. Die beiden neuen Ressorts werden
das von Alenka Bratušek geleitete und koordinierte
Projektteam Energieunion unterstützen.
Der Schwerpunkt des Ressorts Europäische
Nachbarschaftspolitik und Erweiterungsver-
handlungen (unter Johannes Hahn) liegt neben
der Verstärkung der Europäischen Nachbarschafts-
politik auf der Fortsetzung der Erweiterungs -
verhandlungen. Im neuen Ressort Fi  nanz -
stabilität, Finanzdienstleistungen und
Kapitalmarktunion (unter Jonathan Hill) sind
die vorhandene Ressortkenntnis und die Verant-

wortung an einer Stelle, in einer neu geschaffenen
Generaldirektion, gebündelt. Auf diese Weise ist si-
chergestellt, dass die Kommission weiterhin aktiv
dafür sorgt und streng darüber wacht, dass die
neuen Aufsichts- und Abwicklungsregeln für Ban-
ken umgesetzt werden.
Der deutsche Kommissar Guenther Oettin-
ger wird das Ressort digitale Wirtschaft und
digitale Gesellschaft übernehmen. Oettinger
nannte seine Aufgabe „hochspannend“, die digi-
tale Wirtschaft könne zum „Außenbordmotor“ für
die Konjunktur werden, auch in Deutschland. Er
gehe mit Rückenwind des Chefs in die neue Auf-
gabe, sagte Oettinger, denn in Junckers politi-
schem Programm stehe die Förderung der Branche
an zweiter Stelle nach der Schaffung von mehr Ar-
beitsplätzen und Wachstum.

III. Erste Sitzung der Europäischen Kom-
mission

Am 05.11.2014 fand in Brüssel unter dem Vorsitz
von Jean-Claude Juncker die erste Sitzung der
neuen Kommission in Brüssel statt. Nach der am
Vortag herausgegebenen Herbstprognose spra-
chen die Kommissare über aktuelle wirtschaftliche
Herausforderungen. „Wir hatten heute einen lan-
gen Meinungsaustausch über politische und so-
ziale Fragen“, erklärte der Kommissionspräsident
nach der Sitzung. Die soziale Dimension spiele
dabei eine ebenso wichtige Rolle wie die wirt-
schaftliche. Zugleich erläuterte Juncker dass die
Europäische Kommission früher als geplant, näm-
lich bereits zum nächsten Gipfel der Staats- und
Regierungschefs in Brüssel das geplante Investiti-
onspaket im Wert von 300 Mrd. € vorlegen werde.
“Wir müssen die Investitionen in Europa dringend
wieder ankurbeln“, unterstrich Juncker die zeitlich
vorgezogene Vorlage.

IV. Politische Schlüsselbereiche der Euro-
päischen Kommission

In seiner Vorstellungsrede vor dem Europäischen
Parlament am 15.07.2014 legte Jean-Claude Jun-
cker unter dem Titel „Meine Agenda für Jobs,
Wachstum, Fairness und demokratischen Wandel“
einen 10 Punkte-Plan für die künftige Arbeit der
Europäschen Kommission vor. Folgende Schlüssel-
bereiche sollen die Arbeit der Europäischen Kom-
mission in der kommenden Zeit prägen:
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1. Neue Impulse für Arbeitsplätze, Wachs-
tum und Investitionen

Die erste Priorität sieht Jean-Claude Juncker in der
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und der Bele-
bung der Investitionstätigkeit in Europa, um auf
diese Weise neue Arbeitsplätze zu schaffen. Es sei
sein erklärtes Ziel, innerhalb der ersten drei Mo-
nate im Rahmen der Überprüfung der Strategie
Europa 2020 ein „ehrgeiziges Paket zur Förderung
von Arbeitsplätzen, Wachstum und Investitionen
zu schnüren“. 

In diesem Zusammenhang will Juncker den ge-
meinsamen EU-Haushalt und die Finanzmittel der
Europäischen Investitionsbank besser einsetzen,
um in Kombination mit privaten Finanzmitteln In-
vestitionen in die Realwirtschaft zu erhöhen. Zu
diesem Zweck seien intelligentere Investitionen,
mehr Zielgerichtetheit, weniger Regulierung und
mehr Flexibilität erforderlich. Er sei überzeugt,
dass es hier gelingen werde, in den nächsten drei
Jahren bis zu 300 Mrd. € an zusätzlichen öffentli-
chen und privaten Investitionen für die Realwirt-
schaft zu mobilisieren.

2. Ein vernetzter digitaler Binnenmarkt

In den ersten sechs Monaten seines Mandats will
der neue Kommissionspräsident ehrgeizige gesetz-
geberische Schritte zur Verwirklichung eines ver-
netzten digitalen Binnenmarktes einleiten. Hierzu
zählen insbesondere der rasche Abschluss der
 Verhandlungen über gemeinsame europäische
 Datenschutzbestimmungen, mehr Ehrgeiz bei der
laufenden Reform der Telekommunikationsvor-
schriften, die Modernisierung des Urheberrechts
unter Berücksichtigung der digitalen Revolution
und des damit geänderten Verbraucherverhaltens
sowie die Modernisierung und Vereinfachung der
Verbraucherschutzvorschriften beim Online-Kauf
und beim Kauf digitaler Produkte. Dies sollte ein-
hergehen mit entsprechenden Maßnahmen zur
Verbesserung der digitalen Kompetenz und des
 digitalen Lernens in der Gesellschaft und zur Ver-
einfachung der Gründung innovativer Start-up-Un-
ternehmen. 

Die Förderung einer stärkeren Inanspruchnahme
der digitalen Technologie und der Online-Dienste
soll nach Ansicht Junckers eine Querschnittsauf-
gabe werden, die sich auf alle Bereiche der Wirt-
schaft und des öffentlichen Sektors erstreckt.

3. Eine robuste Energieunion mit einer zu-
kunftsorientierten Klimaschutzpolitik

Einleitend erklärt Juncker, dass die aktuellen geo-
politischen Entwicklungen deutlich gezeigt hätten,
dass Europa zu sehr von Erdöl- und Erdgaseinfuh-
ren abhängig sei. Deshalb wolle er die Energiepoli-
tik Europas reformieren und neu strukturieren und
eine neue europäische Energieunion schaffen. „Wir
müssen unsere Ressourcen bündeln, unsere Infra-
strukturen kombinieren und unsere Verhandlungs-
macht gegenüber Drittländern stärken. Wir müs-
sen unsere Energiequellen diversifizieren und die
hohe Energieabhängigkeit einiger Mitgliedstaaten
abbauen“. Ferner will der Kommissionspräsident
den Anteil erneuerbarer Energie am Energiemix er-
höhen, denn dies sei nicht nur eine Frage verant-
wortlicher Klimaschutzpolitik, sondern auch indus-
triepolitisch unumgänglich, wenn Energie auch
mittelfristig erschwinglich bleiben solle. Zudem soll
die Europäische Union eine Vorreiterrolle im Kampf
gegen die Erderwärmung (Begrenzung des Tem-
peraturanstiegs auf 2 Grad Celsius) einnehmen
und dies bei der im kommenden Jahr in Paris an-
stehenden Weltklimakonferenz deutlich zeigen.

4. Ein vertiefter und fairer Binnenmarkt mit
gestärkter industrieller Basis 

Juncker betont, dass in Zeiten zunehmender Glo-
balisierung der Binnenmarkt Europas größter
Trumpf sei. Deshalb sei es sein erklärtes Ziel, die
Stärke des Binnenmarktes in alle Richtungen aus-
zubauen und alle Potentiale auszuschöpfen. Der
Binnenmarkt für Waren und Dienstleistungen
müsse vollendet und zu einem Sprungbrett für die
europäischen Unternehmen und die europäische
Industrie in der Weltwirtschaft gemacht werden.
Zudem müsse der Anteil der Industrie am Brutto-
inlandsprodukt der EU, der heute nur knapp 16 %
betrage, bis 2020 wieder auf 20 % steigen. Dies
solle sicherstellen, dass Europa seine weltweite
Spitzenposition in strategischen Sektoren mit
hochwertigen Arbeitsplätzen – etwa in der Auto-
mobil- und Luftfahrtindustrie, im Maschinenbau, in
der Raumfahrt, in der Chemiebranche und in der
pharmazeutischen Industrie – behaupten könne.

Eine weitere Priorität setzt der Kommissionspräsi-
dent bei der endgültigen Behebung der Probleme
des europäischen Bankensektors. Die neue Kom-
mission werde aktiv dafür sorgen und streng darü-
ber wachen, dass die neuen Aufsichts- und Ab-
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wicklungsregeln vollständig umgesetzt werden,
damit die europäischen Banken robuster werden
und sich wieder der Kreditversorgung der Realwirt-
schaft zuwenden können.

Schließlich will sich Juncker für die Einführung
einer Finanztransaktionssteuer, unter den EU-Mit-
gliedstaaten kontrovers diskutiert, einsetzen (zur-
zeit sind nur 11 Mitgliedstaaten bereit, dies Steuer
einzuführen).

5. Eine vertiefte und fairere Wirtschafts-
und Währungsunion 

In den kommenden fünf Jahren will Jean-Claude
Juncker die Reform der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion weiterführen, um die einheitliche Wäh-
rung stabil zu halten und die Konvergenz der Wirt-
schafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpolitik der an
der einheitlichen Währung teilnehmenden Mit-
gliedstaaten zu erhöhen. Dazu gehören Vorschläge
zur Förderung weiterer Strukturreformen, wenn
nötig durch zusätzliche Finanzanreize und eine
zielgerichtete Fiskalkapazität auf Euroraumebene
sowie eine effizientere Außenvertretung der Wirt-
schafts- und Währungsunion.

Auf mittlere Sicht will der Kommissionspräsident
die Art und Weise, wie in Schwierigkeiten geratene
Euroländer bedingte Stabilitätshilfen erhalten, neu
austarieren. In Zukunft soll es nach Ansicht von
Juncker gelingen, die Troika (bestehend aus Euro-
päischer Kommission, Europäischer Zentralbank
und Internationalem Währungsfonds – führen re-
gelmäßige Kontrollen über die erzielten Fort-
schritte im Rahmen vereinbarter Anpassungspro-
gramme durch) durch eine Struktur mit stärkerer
demokratischer Legitimation und Rechenschafts-
pflicht zu ersetzen, die um die europäischen Insti-
tutionen herum angesiedelt ist, mit verstärkter
parlamentarischer Kontrolle sowohl auf europäi-
scher als auch auf nationaler Ebene. In diesem Zu-
sammenhang schlägt Juncker weiter vor, dass bei
Hilfs- und Reformprogrammen künftig nicht mehr
nur die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen auf
den Prüfstand gestellt, sondern auch eine soziale
Folgenabschätzung durchgeführt wird.

6. Ein vernünftiges und ausgewogenes Frei-
handelsabkommen mit den Vereinigten
Staaten

Im Rahmen seiner Präsidentschaft werde die Euro-
päische Kommission im Geiste der Gegenseitigkeit

sowie des wechselseitigen Nutzens und der bei-
derseitigen Transparenz ein vernünftiges und aus-
gewogenes Freihandelsabkommen mit den USA
aushandeln. Nach Ansicht von Juncker sollten die
gegenseitigen Zölle abgeschafft und Produktnor-
men  gegenseitig anerkannt bzw. es sollten trans-
atlantische Normen vereinbart werden.

7. Auf gegenseitigem Vertrauen fußender
Raum des Rechts und der Grundrechte

Zu den Neuerungen gehört hier, dass ein Kommis-
sionsmitglied die spezielle Zuständigkeit für die
Grundrechtecharta und die Rechtsstaatlichkeit er-
hält und die Aufgabe übertragen bekommt, den
Beitritt der Europäischen Union zur Europäischen
Menschenrechtskonvention zum Abschluss zu brin-
gen (Frans Timmermanns aus den Niederlanden).

Zu weiteren Schwerpunkten zählt Juncker den Da-
tenschutz im digitalen Zeitalter innerhalb der Euro-
päischen Union und in den Außenbeziehungen, die
Bekämpfung von Cyberkriminalität und Terroris-
mus und die Verbesserung der justitiellen Zusam-
menarbeit; zu dem letzten Punkt nennt Juncker
besonders das Bauen von Brücken zwischen den
verschiedenen Rechtsssystemen, die Verstärkung
von Eurojust und Europäischer Staatsanwaltschaft,
die gegen kriminellen Betrug zu Schaden des EU-
Haushalts vorgehen soll.

8. Hin zu einer neuen Migrationspolitik

Nach den furchtbaren Vorfällen im Mittelmeer will
Juncker einen neuen Umgang mit der Migration
und will durch eine starke Asylpolitik Flüchtlinge
schützen. Hierfür müsse das vereinbarte gemein-
same Asylrecht vollständig umgesetzt werden. In
diesem Zusammenhang nennt Juncker auch eine
neue europäische Politik der legalen Zuwande-
rung; diese könnte helfen, den Fachkräftemangel
in bestimmten Bereichen zu beheben und Talente
anzuwerben, um die demographischen Herausfor-
derungen in der Europäischen Union besser bewäl-
tigen zu können. Daher plant Juncker die Überprü-
fung der sog. „Blue Card“-Richtlinie. Gleichzeitig
soll gegen irreguläre Migration stärker vorgegan-
gen werden und die Außengrenzen Europas müss-
ten gesichert werden (durch die operative
 Stärkung von Frontex, der Europäischen Grenz-
schutzagentur).

Um die große Bedeutung dieses neuen Politikbe-
reiches deutlich zu machen, wird ein eigener Kom-
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missar für dieses Aufgabengebiet zuständig sein
(Dimitris Avramopoulos).

9. Mehr Gewicht auf der internationalen
Bühne

In der Außenpolitik brauchen wir ein stärkeres
Europa, sagt Juncker und fordert hier besssere
Mechanism, um Ereignisse frühzeitig zu erkennen
und um schnell gemeinsam reagieren zu können.
Die Instrumente für das auswärtige Handeln
Europas (u.a. Handelspolitik, Entwicklungspolitik,
Nachbarschaftspolitik) müssten wirksamer durch
den nächsten Vertreter für die Außen- und Sicher-
heitspolitik gebündelt werden. Daher soll die neue
Hohe Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik,
Federica Mogherini, zukünftig mit den Kommissa-
ren für Handel, Entwicklung und humanitäre Hilfe
sowie Nachbarschaftspolitik zusammenarbeiten
und soll von diesen auch in ihren Aufgaben vertre-
ten werden.

Auch in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik
will Juncker neue Wege gehen und an einem stär-
kerem Europa arbeiten; hierzu gehöre ein Mindest-
maß an integrierten Verteidigungskapazitäten und
mehr Synergien bei der Beschaffung von Verteidi-
gungsgütern.

Zum Thema Erweiterung legt sich Juncker für
seine Amtszeit fest und lehnt die weitere Auf-
nahme neuer Mitglieder in die Europäische Union
ab. Die EU müsse sich nach der Aufnahme 13
neuer Mitgliedstaaten seit 2005 weiter konsolidie-
ren. Dennoch solle den westlichen Balkanstaaten
im Zuge der anstehenden Verhandlungen eine eu-
ropäische Perspektive gegeben werden und die
enge Zusammenarbeit, Assoziierung und Partner-
schaft mit den östlichen Nachbarn wie der Moldau
und der Ukraine müsse ausgebaut werden.

10. Eine Union des demokratischen Wandels

Unter diesem Themenkomplex will der neue Kom-
missionspräsident die mit dem Europäischen Parla-
ment im Jahre 2010 unterzeichnete Rahmenver-
einbarung für eine besondere Partnerschaft mit
der Europäischen Kommission weiter fortführen.
Ferner will Juncker für eine größere Transparenz
bei Kontakten mit Interessenträgern und Lobbyis-
ten sorgen, d.h. eine interinstitutionelle Vereinba-
rung mit dem Europäischen Parlament und dem
Rat über ein verbindliches Lobby-Register für alle
drei Organe auf den Weg bringen. Den Beziehun-

gen zu den nationalen Parlamenten der EU-Mit-
gliedstaaten misst Juncker eine besondere Bedeu-
tung bei, gerade im Hinblick auf die Überprüfung
und Durchsetzung des Subsidiaritätsprinzips; er
werde daher prüfen, wie die Interaktion mit den
nationalen Parlamenten verbessert werden könne,
auch vor dem Hintergrund, dass dies eine Möglich-
keit sei, die Annäherung der EU mit ihren Bürge-
rInnen zu verbessern.

Die Investitionsinitiative der Europäischen
Kommission nimmt Gestalt an – Präsident
Juncker erläutert Maßnahmenpaket zur An-
kurbelung des Wachstums

Wie vor seinem Amtsantritt angekündigt, hat die
Europäische Kommission unter Führung von Kom-
missionspräsident Jean-Claude Juncker das ange-
kündigte Investitionspaket zur Ankurbelung von
Wachstum und Arbeitsplätzen in den EU-Mitglied-
staaten zügig auf den Weg gebracht. Am
26.11.2014 verkündete Juncker ein gemein-
sames Investitionspaket von Europäischer
Kommission und Europäischer Investitions-
bank (EIB) in Höhe von mindestens 315
Mrd. €; das Investitonspaket soll in den Jah-
ren 2015 bis 2017 zwischen 330 bis 410
Mrd. € an zusätzlichem Bruttoinlandspro-
dukt bewirken und  bis zu 1,3 Mio. neue Ar-
beitsplätze schaffen.

Zur Durchführung der Initiative wird ein mit
öffentlichen Mitteln garantierter neuer Eu-
ropäischer Fonds für strategische Investitio-
nen (EFSI) eingerichtet. Grundlage bilden eine
Garantie in Höhe von 16 Mrd. Euro aus dem EU-
Haushalt und weitere 5 Mrd. Euro, die von der EIB
bereitgestellt werden. Damit die Investitionen
dorthin fließen, wo sie am dringendsten benötigt
werden, wird eine Projekt-Pipeline in Verbindung
mit einem Hilfsprogramm geschaffen. Ein ehrgeizi-
ger Zeitplan soll Europa für Investitionen attrakti-
ver machen. 
Anlässlich der Vorstellung der Initiative erklärte
Juncker: „Das Investitionsprogramm ist ein ehrgei-
ziger und neuer Ansatz, Investitionen anzukurbeln
ohne neue Schulden zu machen. Jetzt ist der Mo-
ment, um in unsere Zukunft zu investieren – und
zwar in Bereichen, die für Europa von besonderer
strategischer Bedeutung sind, wie Energie, Ver-
kehr, Breitbandanbindung, Bildung, Forschung und
Innovation.
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Die Mitglieder der neuen Europäischen Kommission: 
Funktion, Name und Parteienfamilie 

1. Präsident Jean-Claude Juncker, Europäische
Volkspartei, Christdemokraten, Luxemburg

2. Erster Vizepräsident Frans Timmermans, bes-
sere Rechtsetzung, interinstitutionelle Bezie -
hungen, Rechtsstaatlichkeit, Grundrechtecharta,
 nachhaltige Entwicklung, Sozialisten und Sozial -
demokraten, Niederlande

3. Vizepräsidentin Kristalina Georgieva, Haushalt
und Personal, Europäische Volkspartei, Christde-
mokraten, Bulgarien

4. Vizepräsident Andrus Ansip, Digitaler Binnen-
markt, Estland, Liberale

5. Vizepräsident Maroš Šefčovič, Energieunion, So-
zialisten und Sozialdemokraten, Slowakei

6. Vizepräsident Jyrki Katainen, Arbeitsplätze,
Wachstum, Investitionen und Wettbewerbsfähig-
keit, Europäische Volkspartei, Christdemokraten,
Finnland

7. Vizepräsident Valdis Dombrovskis, Euro und so-
zialer Dialog, Europäische Volkspartei, Christdemo-
kraten, Lettland

8. Hohe Vertreterin für Außen- und Sicherheitspoli-
tik, Federica Mogherini, Sozialisten und Sozialde-
mokraten, Italien

9. Kommissarin Věra Jourová, Justiz, Verbraucher
und Gleichstellung, Liberale, Tschechien

10. Kommissar Günther Oettinger, digitale Wirt-
schaft und Gesellschaft, Europäische Volkspartei,
Christdemokraten, Deutschland

11. Kommissar Pierre Moscovici, Wirtschafts- und
Finanzangelegenheiten, Steuern und Zoll, Sozialis-
ten und Sozialdemokraten, Frankreich

12. Kommissarin Marianne Thyssen, Beschäfti-
gung, Soziales, Qualifikationen und Arbeitskräfte-
mobilität, Europäische Volkspartei, Christdemokra-
ten, Belgien

13. Kommissarin Corina Creţu, Regionalpolitik, So-
zialisten und Sozialdemokraten, Rumänien

14. Kommissar Johannes Hahn, Europäische Nach-
barschaftspolitik und Erweiterungsverhandlungen,
Europäische Volkspartei, Christdemokraten, Öster-
reich

7



15. Kommissar Dimitris Avramopoulos, Migration,
Inneres und Bürgerschaft, Europäische Volkspar-
tei, Christdemokraten, Griechenland

16. Kommissarin Vytenis Andriukaitis, Gesundheit
und Lebensmittelsicherheit, Sozialisten und Sozial-
demokraten, Litauen

17. Kommissar Jonathan Hill, Finanzstabilität, Fi-
nanzdienstleistungen und die Kapitalmarktunion,
Europäische Konservative und Reformisten, Groß-
britannien

18. Kommissarin Elżbieta Bieńkowska, Binnen-
markt, Industrie, Unternehmertum, Weltraum, Eu-
ropäische Volkspartei, Christdemokraten, Polen

19. Kommissar Miguel Arias Cañete Klimapolitik
und Energie, Europäische Volkspartei, Christdemo-
kraten, Spanien

20. Kommissar Neven Mimica, internationale Zu-
sammenarbeit und Entwicklung, Sozialisten und
Sozialdemokraten, Kroatien

21. Kommissarin Margrethe Vestager, Wettbewerb,
Liberale, Dänemark

22. Kommissarin Cecilia Malmström, Handel, Libe-
rale, Schweden

23. Kommissar Karmenu Vella, Umwelt, Meerespo-
litik und Fischerei, Sozialisten und Sozialdemokra-
ten, Malta

24. Kommissar Tibor Navracsics, Bildung, Kultur,
Jugend und Sport, Europäische Volkspartei, Christ-
demokraten, Ungarn

25. Kommissar Carlos Moedas, Forschung, Wissen-
schaft und Innovation, Sozialisten und Sozialde-
mokraten, Portugal

26. Kommissar Phil Hogan, Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung, Europäische Volkspartei,
Christdemokraten, Irland

27. Kommissar Christos Stylianides, humanitäre
Hilfe und Krisenmanagement, Europäische Volks-
partei, Christdemokraten, Zypern

28. Kommissarin Violeta Bulc, Transport/Verkehr,
Slowenien, Liberale

Nach dem ausdrücklichen Willen von Kommissi-
onspräsident Juncker sollen die Kommissare nicht
nur in Brüssel arbeiten, sondern den Bürgerinnen
und Bürgern häufiger als bisher die EU-Politik per-
sönlich vor Ort erklären.

Europäische Kommission will verbindliches
Lobby-Register für alle drei EU-Organe und
geht mit gutem Beispiel vorausa

Seit dem 1. Dezember 2014 veröffentlicht die Eu-
ropäische Kommission alle Kontakte ihrer Mitglie-
der, also der Kommissare, der Mitarbeiter der Kabi-
nette der Kommissare (Büro der Kommissare zur
Vorbereitung der Arbeit und Termine) und der Ge-
neraldirektoren mit Interessenvertretern und Lob-
byisten auf der jeweiligen web-site. 

Kommissionspräsident Juncker hatte bereits bei
seinem Amtsantritt in seinen Politischen Leitlinien
eine größere Transparenz bei Kontakten mit Inte-
ressenträgern und Lobbyisten versprochen. Daher
strebt er auch eine sog. Interinstitutionelle Verein-
barung über die Einrichtung eines verbindlichen
Lobby-Registers für alle drei Organe (Ministerrat,
Europäische Kommission und Europäisches Parla-
ment) an. 

Quelle und weitere Informationen:
Zur Investitionsinitiative:
EU-Aktuell der Europäischen Kommission Deutschland
vom 19.11.2014, web-site:
http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/12897
_de.htm und EU-Nachrichten Nr. 20 vom 04.12.2014, 
S. 1 und 2.

Zur neuen Europäischen Kommission:
EU-Aktuell vom 15.07.2014, web-site:
http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/12556
_de.htm

Jean-Claude Juncker, Ein neuer Start für Europa: Meine
Agenda für Jobs, Wachstum, Fairness und demokratischen
Wandel, Politische Leitlinien für die nächste Europäische
Kommission, Straßburg 15. Juli 2014
EU-Aktuell vom 10.09.2014, web-site:
http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/12662
_de.htm

EU-Aktuell vom 22.10.2014, web-site:
http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/12793
_de.htm

EU-Aktuell vom 05.11.2014, web-site:
http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/12829
_de.htm

EU-NACHRICHTEN der Vertretung der Europä ischen Kom-
mission in Deutschland Nr. 14 vom 11.09.2014 und Nr. 17
vom 23.10.2014

Rhein-Kreis Neuss – Der Landrat
EUROPE DIRECT Informationszentrum

Mittlerer Niederrhein/Rhein-Erft-Kreis
Ruth Harte

Oberstraße 91, 41460 Neuss
Tel.: 02131-928-7600/7601

Fax: 02131/928-7699
e-mail: ruth.harte@rhein-kreis-neuss.de

Die Herausgabe der „EU-Informationen” wird finanziell durch die 
Europäische Kommission gefördert.
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